
1. Beiblatt 

251/~.B._ 

zu 271/J 

7.April 1955 

Die Abg. Mac h u n z e und Genossen ha.ben a.m 9. März dieses Ja.hres 

an den Bundesminister für die Auswärtigen Angele~enbeiten eine Anfrage, be­

treffend Beschaffung von Unterlagen in der Sozialversicherung, gerichtet. 

In dieser scbild0rten sie an Hand eines Einzelfalles die Schwierigkeiten 

bei der Beschaftung solcher Unterlagen aUS der Tsohechoslowakie und stell­

ten folgende zwei Ailfrageng 

1.) Ist der Herr Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten 
bereit, die österreichische Gesandtschaft in Prag erneut anzuweisen, mit 
allem Nachdruck die Herausgabe entsprechender Versicherungsunt0rlai50m zu 
betreiben? . 

2.) Ist der Her:,: Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten 
bereit, den tschechoslowakischen Gesandten in Wien a'lilfmerksam zu machen, 
dass das Verhalten der Prager Behörden gutnachbarlichenBeziehungen widor­
si>richt und dass die sozialen Rechte der Arbeitnehmer durch eine det'art 
unverständliche Ha.ltungernstlich bedroht sind? 

In Beantwortung dieser Anfragen teilt Bundesminister für die Auswärti­

gen Angelegenheiten Dipl.-Ing. Dr. F i g 1 folßendes mit: 

ad 1.) Die österreichische Gesandtschaft in Prag wurde bereits vor 

10 Monaten entsprechend angewiesen. Seit Juni 1954 hat der esterroichische 

Gesa.ndte in Prag nicht weniger nls sechsmal persönlich interveniert und 

alle wirksamen Ar~mente energisch, vorgebracht. 

a.d 2.) Auch die tschechoslowakische Gesandtschaft in Wien wurde 

schliesslich befasst und ihr eine zusammenfassende Erläuterung mit dem 

\ dringenden Ersuchen umen-tspr..:;chendG Berichterstattung an die tsohecho­

slowakischen Zentralbetrörden überreicht. Das bisherige Vorhalten der 

zuständigen tschechoslowakischen Stellen er'VI'eclt den Eindruck, da,.ss trotz 

na.chdrücklicher Betreibungen keine Geneigtheit besteht, d0m österreichi­

schen WUnsche zu entsprechen. 

Das von diesem Sachverhalt bereits in Kenntnis gesotzte Bundesmini­

sterium für soziale Vel·· .... al tung ist gleichfalls der Meinung, dass weitere 

Schritte in der Tschechoslowakei nicht tunlich erscheinen und ein Er­

satzverfahren vorgesehen werden müs~e. 
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